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Bielefeld, den 10.06.2022

1 Zusammenfassung
Von der Eröffnung des Hauptverfahrens ist abzusehen. Die Anklage ist offensichtlich unbegründet und 
vorliegend auch unzulässig. Grob rechtswidrig - ja sogar strafwürdig (§ 344 StGB). 

Die Strafanzeige ist unschlüssig und in sich widersprüchich, sodass der Beweis der Strafverfolgung wider 
besseren Wissens bereits aus den Widersprüchen in der Strafanzeige selbst gegeben ist.

Mit hoher Wahrscheinlichkeit ist schon jetzt absehbar, dass auch nach Führen eines - nicht ganz unauf-
wändigen Prozesses - mit weiterem Beweis eine höchstens geringe Schuld verbliebe, sodass eine Einstel-
lung nach § 153 StPO o. ä. geboten erscheint.

Die Staatsanwaltschaft wird um Zustimmung gebeten, auch wenn, bzw. gerade weil ihre Anklage zahlrei-
chen Angriffen nicht Stand halten kann.

Zumindest grob rechtsfehlerhaft muss eine Anklage erscheinen, die sich bereits selbst widerspricht, in 
hetzerisch übertriebener Darstellung (z. B. durch Wortwahl und unbeachtliche Mehrungen) von rechtli-
cher Unkenntnis zeugt, einen im kollektiven Gedächtnis der teilnehmenden Gemeinschaft als fried-
liebend bekannten Bürgerrechtler als Gewalttäter darstellen und jedenfalls im Ergebnis zu besorgen: 
das Wesen des Rechtsstaates auf den Kopf stellen will.

Mit dem Wissen des Angeschuldigten sind nicht allein diese Bedenkenspunkte vorliegend sämtlich erfüllt, 
sondern es ist nicht einmal schlüssig dargelegt, warum der Angeschuldigte mit seinem Verhalten die von 
den einfach-gesetzlichen Strafnormen mit abschließender Bestimmtheit definierten Merkmale erfüllt ha-
ben soll. Er war - abgesehen von einer etwaigen kurzzeitigen Unangemessenheit - zu seinem Verhalten 
durchgehend berechtigt.

Der Angeschuldigte freut sich aber über die eingeräumte Gelegenheit, Einwendungen gegen das vorlie-
gend nicht nur unnötige, sondern sogar schädliche Verfahren machen zu dürfen, denn bereits als Christ ist 
er so motiviert, wie es in der Bibel, Hebr 12,141 empfohlen wird:

"Jagt dem Frieden nach mit jedermann und der Heiligung, ohne die niemand den Herrn sehen 
wird, und seht darauf, dass nicht jemand Gottes Gnade versäume; dass nicht etwa eine bittere 
Wurzel aufwachse und Unfrieden anrichte und viele durch sie verunreinigt werden; ..."

1 https://www.bibleserver.com/Hebr12,14   
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 1.1 Rechtliche Vorbemerkungen  : 
Die Anzeige des Polizisten könnte eine spontane Idee gewesen sein, nur um aus dem öffentlich geführten, 
seine Unrechtmäßigkeit entlarvenden Kooperationsgespräch ohne Gesichtsverlust heraus zu kommen.

Bei einem Kooperationsgespräch darf die Polizei einem Anmelder nicht ins Wort fallen!

Im Kooperationsgespräch sind Polizeikräfte nicht Soldaten oder Roboter, sondern Behördenvertreter mit 
Rechten und Pflichten. Sie haben daher auch § 24 (3) VwVfG.NRW zu beachten:

"Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zuständig-
keitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in der Sache 
für unzulässig oder unbegründet hält."

Auch ein mündlicher Antrag ist ein Antrag und verpflichtet den Zuständigen zur Entgegennahme. Das 
Unterbrechen eines  in  vernünftiger  Redeweise und angemessener  Lautstärke  vorgebrachten  Vortrages 
kann den Erklärenden aus dessen Konzept bringen, wobei dann der Unterbrecher nicht mehr den wirkli-
chen Willen des Erklärenden erforschen würde (§ 133 BGB) und auch nicht seiner Beratungspflicht aus § 
25 VwVfG.NRW genüge täte.

Nach diesem ist ein Anmelder nicht nur - wie im Versammlungsgesetz beschrieben - gehalten, ein Koope-
rationsgespräch zu führen, sondern vielmehr auch zur freien Wahl der Methode des Vorbringens seiner 
Anträge berechtigt, also ob schriftlich oder mündlich, nichtöffentlich oder öffentlich.

Der Inhalt von Kooperationsgesprächen genießt keinen Geheimschutz!

Geheimschutz wurde vom Behördenvertreter nicht geltend gemacht ist auch nicht ersichtlich. Dagegen 
spricht schon die Tatsache, dass etwaig ausgehandelte Inhalte dazu bestimmt wären, von der gesamten 
Versammlung beachtet zu werden.

Müsste sich ein Versammlungsleiter fügen, von der Polizeibehörde mit geheim begründeten Interessen 
aufgeladen zu werden, um anschließend seine Versammlung über diese Geheimnisse zu täuschen, wären 
Demonstrationen gegen einen "übergriffigen Staat" mithin nur noch "gute Mine zum bösen Spiel".

Auch ein (potentieller) Versammlungs-Leiter
darf jederzeit das öffentliche Kooperationsgespräch (ver-)suchen!

Dieses gilt auch nach dem Verzicht auf einen angemeldeten Aufzug für etwaige, jedenfalls legitime Ziele,  
welche sein können: die Aushandlung anderer spontaner Aufzüge oder die Aufklärung der versammelten 
Menschen über die von der Staatsgewalt tatsächlich geschaffene Lage.

Die Polizeikräfte könnten unter Druck gestanden haben, 

waren jedenfalls bereits vorher in Handlungen verstrickt, die sie nicht rechtfertigen konnten oder wollten.

Der Staat handelt in treuhänderischer Aufgabenwahrnehmung
für die Bürger und ist ihnen rechenschaftspflichtig.  2  

Die eine Woche vorher getätigte Presseanfrage des Angeschuldigten vom 03.01.2022 blieb aber unbeant-
wortet, obwohl sie am 04.01.2022 (Anlage 01) verschriftlicht wurde. Schon hier vereitelt also die Polizei 
- nach § 4 (1) LPresseG.NRW schuldhaft die nach § 2 (1) LPresseG.NRW gegebene öffentliche Aufgabe 
des Angeschuldigten, der auch gewerblich pressetätig ist.

2 aus 1 BvR 699/06, Rn. 49 https://leak6.de/biblio/1_BvR_0699-2006%20Meinungs+Versammlungsfreiheit+Grundrechtsbindung_im_Flughafen.pdf 

https://leak6.de/biblio/1_BvR_0699-2006%20Meinungs+Versammlungsfreiheit+Grundrechtsbindung_im_Flughafen.pdf
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 1.2 Kontext bezogene Vorbemerkungen

Das Demonstrationsanliegen "Grundrechtsbesorgnis" ist mehr als berechtigt

Die thematischen Erwägungen sind nur im engeren Sinn unbeachtlich, im weiteren muss einbezogen wer-
den, dass:

• es entwürdigend ist, eigene Exkremente von einer Masken-Innenseite zurückatmen zu müssen,

• das  Maskenparadox-Video bis heute unwiderlegt ist  - wodurch sämtliche Masken bezogene 
Anordnungen nach gründlichen Überdenken in Verfassungswidrigkeit und Nichtigkeit versinken,

• das Wissen um die nachgewiesene Schädlichkeit der Maske nicht demonstriert werden kann, in-
dem man selbst eine Maske trägt.  Siehe hierzu die Linkliste mit 58 maskenkritischen Studien  3   
in der Anlage 02! Vergleich: Man könnte ja auch nicht rauchend demonstrieren, dass man weiß, 
dass man das Rauchen besser bleiben lassen sollte.

Ein Hauptverfahren könnte nur die Berechtigung der Grundrechtsbesorgnis unterstreichen!

Eine Lüge braucht man nicht zu unterdrücken, denn man kann sie ja entlarven.

Das Entlarven aber mag der Lügner nicht und kann bei diesem Gewaltbereitschaft bewirken.

Stiftung-Richtertest sagt:
Justizielle Gewalt ist auch Gewalt.

Aus einer Uniform heraus wirkende Gewalt kann viel verwerflicher sein, als eine etwaige temporäre Un-
angemessenheit des Verhaltens des Angeschuldigten!

Schließlich stellt sich die Frage, ob der Angeschuldigte ein Angreifer war oder nicht vielmehr der Polizist 
ein Störer. Hierzu sei vorbemerkt, dass das 

Versammlungsrecht dem Polizeirecht grundsätzlich vorgeht

und die Polizei nur zur Abwehr unmittelbarer Gefahren vom Polizeirecht Gebrauch machen darf.

Es sei aus 1 BVR 1402/064 zitiert:

Rn.  20: 

"Eine Versammlung verliert den Schutz des Art. 8 GG grundsätzlich nur bei kollektiver Unfried-
lichkeit, ..."

Rn. 28:

"… Dementsprechend gehen die Versammlungsgesetze als Spezialgesetze dem allgemeinen Poli-
zeirecht vor, mit der Folge, dass auf letzteres gestützte Maßnahmen gegen eine Person, insbeson-
dere in Form eines Platzverweises, ausscheiden, solange sich diese in einer Versammlung befindet 
und sich auf die Versammlungsfreiheit berufen kann (vgl. BVerfGK 4, 154 <158>). …"

sowie aus dem OVG-Thüringen 2 ZEO 1037/975, Seite 12, Mitte:

"Die behördliche Eingriffsbefugnis wird dadurch begrenzt, dass Verbote und Auflösungen nur bei 
einer „unmittelbaren Gefährdung“ der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung statthaft sind."

3 https://leak6.de/masken/Linkliste_Maskenstudien.pdf   
4 https://leak6.de/biblio/1_BvR_1402-2006%20Versammlungsrecht_vor_Polizeirecht.pdf   
5 https://leak6.de/biblio/OVG-Thüringen%202_ZEO_1037-1997%20Kameradschaftsabend_Gefahrenprognose.pdf   
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2 Zum Tatvorwurf d) - Vorwürfe nach dem Versammlungsrecht

 2.1 Falschbehauptung   "Er [Der Angeschuldigte] selbst suchte den Kontakt zur Polizei zu 
keinem Zeitpunkt."
Gemessen an der Demonstrationserfahrung des Angeschuldigten ist diese Behauptung geradezu lächer-
lich. Wahr ist, dass sich der Angeschuldigte über jeden Kontakt freut und über den zu Funktionsträgern 
ganz besonders.

• Ausweislich der Anlage 03, wandte sich der Angeschuldigte 31 mal mit Versammlungsanliegen an die Po-
lizei.

• Der Angeschuldigte publizierte zahlreiche (eigene und fremde) Fachartikel und Videos die sich z. T. sogar 
explizit an Polizeikräfte richten. Hierzu zählt:

1. Baum:   VIDEO "Das Maskenparadox", https://www.bitchute.com/video/N2IiEHWljwFf/ 

2. Baum:   https://leak6.de/masken/  Maskenbussgeld_von_Verfassungs_wegen_wegverhandeln  .pdf   

3. https://leak6.de/yt-reuploads/Anonymus_Paderbornensis-  Corona_  Fakten_fuer_Funktionstraeger  .pdf   

4. Baum:   https://leak6.de/Baum-  Beamtenaufklaerung  _  Versammlungsrecht  .NRW.pdf   

5. Baum:   https://leak6.de/  Remonstrieren_leicht_gemacht  .pdf   

6. Baum:   https://leak6.de/biblio/Baum-  Versammlungsgesetz_kommentiert  .pdf   (Bundesgesetz)

7. https://leak6.de/biblio/1_BvR_1402-2006  %20  Versammlungsrecht_vor_Polizeirecht  .pdf   

8. https://leak6.de/biblio/EuGH%200047274-2015%20  Polizeikennzeichnungspflicht  %20  Beweislastumkehr  %20  in  %20  Haft.pdf   

9. https://leak6.de/biblio/  Lehrbrief_Polizei-_und_Ordnungsrecht  .pdf   

10. https://leak6.de/biblio/  MBl.NRW.2003-Nr.24-43.1-1504%20  Polizeiausweispflicht  .pdf   

11. https://leak6.de/biblio/  2021-12-15  %20  NRW-Beschlossene_Aenderung-Versammlungsgesetz  %20MMD17-15915  .pdf   

12. https://leak6.de/biblio/  VGH-BW  %20  1_S_1050-2002  %20  Versammlungsverbot_ist_ultima-Ratio  .pdf   
(hier sehr beachtlich: Leitsatz 6)

• Aus den Verlautbarungen der bereits mehr als dutzendfach durchgeführten Aufzüge dürfte allen je beteilig-
ten Polizeikräften bekannt sein, dass sie selbst zur Zielgruppe des Angeschuldigten zählen.

• Die Anklageschrift sagt selbst aus, 

"Während der gesamten Zeit versuchte der Zeuge PHK Xxxxxxxxx [nachfolgend nur: "Polizist"] 
mehrmals vergeblich Kontakt zu dem Angeschuldigten als Versammlungsleiter herzustellen. Die-
ser verhielt sich durchweg unkooperativ,  fiel dem Zeugen ständig ins Wort und wurde mit zu-
nehmender Zeit immer wieder verbal aggressiv."

Hier muss man bereits fragen, wie man überhaupt jemanden ins Wort fallen könnte, ohne eben den kom-
munikativen Kontakt zu suchen!

Nach § 3 (2) VersG.NRW ist das Kooperationsgespräch "rechtzeitig anzubieten" und nicht aufzuzwingen. 
Nach § 3 (3) VersG.NRW ist "die Veranstalterin oder der Veranstalter zur Mitwirkung nicht rechtlich ver-
pflichtet." Somit wäre auch ein etwaig frühes Nichtsuchen des Kontaktes nicht einmal vorwerfbar.

Ergebnis: Die Anklage stellt den Angeschuldigten mithilfe unzutreffender Behauptungen in ein schlech-
tes Licht. Letztlich wären diese im engeren Sinn unbeachtlich, so dass der Zweck dieser (ja insoweit) Ver-
leumdung (!) offensichtlich ist, das polizeiliche Handeln als dementsprechend gerechtfertigt erscheinen zu 
lassen. 
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 2.2 Unkenntnis des Versammlungsrechtes
Die Anklage erklärt (s. 2, oben), die Versammlung sei aufgrund einer "Verfügung des pp Bielefeld gemäß 
§ 10 des VersG.NRW ... genehmigt" worden sowie auf S. 3, unten, "ein Durchsetzen der Verfügung" wür-
de durch den Angeschuldigten gezielt unterlaufen.

Hier verkennt die Anklage bereits das Recht aller Deutschen nach Art. 8 GG sich ohne Anmeldung oder 
Erlaubnis zu versammeln, was § 1 (1) VersG.NRW sogar noch auf Nichtdeutsche ausweitet.

§ 10 des VersG.NRW liefert nicht eine Rechtsgrundlage für etwaige behördliche Genehmigungen, son-
dern definiert die Pflichten des Anmelders.

Folglich legt die Anklage auch keine Rechtsgrundlage etwaiger Verfügungen dar,  welche eine Polizei 
durchzusetzen hätte.

Weiter sollte der Angeschuldigte auch keine Verfügung erhalten haben, sondern eine Anmeldebestätigung.

Schließlich legt die Anklage nicht einmal dar, von welchem Datum diese "Verfügung" oder "Genehmi-
gung" sein soll und auch dieses ist nicht ganz unbeachtlich, weil der Angeschuldigte ausweislich der An-
lage 04 seine missverstandene Anmeldung vom 25.12.2021 am 07.01.2022 - 17:15 Uhr zurückzog.

Ergebnis: Die Ahnungslosigkeit die laut Anklageschrift vom Angeschuldigten benannt wurde (dort wört-
lich), "keine Ahnung über den Inhalt des Versammlungsgesetzes", hat sich offensichtlich über die Anzei-
generstattung bis hin zur Anklage erhalten und setzt sich auch noch im Folgenden fort.

 2.3 Grob verkannte Behördenaufgabe
Passend zum oben beschriebenen, sagen wir mal: "gewähnten" Behörden-Auftrag, eine nicht als solche 
existente Verfügung ohne wirkliche Rechtsgrundlage durchsetzen zu müssen scheinen auch die übrigen 
rechtlichen Vorstellungen von Polizei und Anklage zu sein:

Nach § 3 (1) VersG.NRW ist es "Aufgabe der zuständigen Behörde … , die Durchführung der Versamm-
lung vor Störungen zu schützen", sie aber "mit dem Ziel zu stören, diese zu behindern oder zu vereiteln." 
ist nach § 7 (1) VersG.NRW verboten.

Laut Anklageschrift gab es offensichtlich einen Dissenz zwischen dem Polizisten und dem Angeschuldig-
ten, was eine etwaige Enttäuschtheit des Polizisten erklärlich machte, keinesfalls aber eine Behördliche 
Maßnahme rechtfertigen könnte, die im Übrigen auch nicht ergriffen wurde.

• Die Anklageschrift legt schon nicht dar, was denn der Polizist so wichtiges hätte sagen wollen und auch 
nicht, auf welcher Rechtsgrundlage derselbe seine - offensichtlich streitigen - Rechtsauffassungen meint, 
vorbringen zu dürfen. Dass der Angeschuldigte den Polizisten zum Leiter der Versammlung ernannt hätte, 
damit dieser nach § 8 VersG.Bund über den Ablauf der Versammlung bestimmen könnte und somit Rede-
rechte hätte, bzw. vergeben dürfte legt die Anklage ebenfalls nicht dar.

Wegen Art. 31 GG ("Bundesrecht bricht Landesrecht.") setzt auch das Landesversammlungsgesetz dieses 
Bundresrecht des Angeschuldigten nicht außer Kraft.

§ 6 (1) VersG.NRW gibt aber dem Versammlungsleiter lediglich auf, für einen ordnungsgemäßen und 
friedlichen Ablauf zu sorgen.

Weil der Leiter den Ablauf bestimmt, ist auch ein "ordnungsgemäßer Ablauf" genau dann gegeben, wenn 
der Ablauf den Bestimmungen des Leiters entspricht. Diese Wahlfreiheit des Leiters erfährt ihre Grenzen 
nur durch die geltenden Gesetze und zuvor erteilte Auflagen, nicht aber durch irgendwelche ungesetzli-
chen Vorstellungen von dem Begriff "Ordnung" irgend eines Nichtleiters.

Da also der Ablauf einer Versammlung einschließlich seiner Ordnung, dem Beginn und dem Ende vom 
Leiter bestimmt wird, obliegt es auch dem Empfinden des Leiters, wann Eingriffe in den beabsichtigten 
Ablauf als Störung (der Ordnung, § 27 (4) VersG.NRW, § 21 VersG.Bund) angesehen werden.
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• Laut der Anklageschrift wurde die Versammlung offensichtlich vom Polizisten gestört:

Die Anklageschrift beschreibt die Eskalation erkennbar unsachlich:

"Dieser Vorgang wiederholte sich mehrfach, so dass das Megaphon mittels einfacher körperlicher 
Gewalt nach unten in Richtung Boden gedrückt wurde."

Bezeichnender Weise erspart sich die Anklageschrift hier die Benennung des Tatsubjekts; der ebenso wie-
derholt störende Täter bleibt im Verborgenen; das 'Herunterdrücken' soll als rechtmäßiger Automatismus 
erscheinen.

Bemerkt werden muss, dass der Angeschuldigte hier im Genuss eines  doppelten Versammlungsrechts 
stand. Auch wenn er auf seinen eigenen Aufzug verzichtet hätte, hatte die Polizei immer noch das Recht  
der anderen Versammlung achten müssen. Da beide Versammlungen im wesentlichen gleiche Ziele ver-
folgen, kann und darf der Angeschuldigte sich auch auf der anderen Veranstaltung aufhalten. Aber selbst 
darauf käme es rechtlich nicht einmal an, weil nach § 7 (3) VersG.NRW erklärt:

"Nicht auf Behinderung zielende kommunikative Gegenproteste unterfallen nicht dem Störungs-
verbot."

Beide  Versammlungen  sind  kommunikative  Gegenproteste  gegen  die  sehr  teuren,  ja  Landes-verräte-
rischen Gewaltdemonstrationen des deutschen Machtapparates und schon hiernach legitim!

Wenn also der Polizist  schon nicht den Aufzug des Anmelders zum Zeitpunkt des Wegschickens der 
Mehrheit der versammelten Menschen vereitelt hatte, weil der Angeschuldigte diese Mehrheit selbst weg-
schickte und damit seine eigene Versammlung beendet hatte, dann hatte er doch mindestens die andere 
Versammlung durch das Herunterdrücken des Megafons gestört und auch einen spontanen Aufzug im ur-
sprünglich geplanten Umfang von 10 Personen durch seine aktive Machtanwendung vereitelt.

• Die Anklageschrift besagt klar, dass der Angeschuldigte seinen Aufzug nicht verantworten wollte. S. 2 Mit-
te (wörtlich):

"Der Angeschuldigte erklomm nach seinem Eintreffen unvermittelt die Stufen des Alten Rathau-
ses, richtete sofort sein mitgeführtes Megaphon in Richtung der anwesenden Versammlungsteil-
nehmer und forderte diese auf, spazieren zu gehen. Dies ergänzte er um den Hinweis, er selbst tra-
ge jedoch keinerlei Verantwortung dafür."

• Auch hier ist die Anklage in sich unschlüssig. Wenn der Angeschuldigte gesagt hätte, dass die versammel-
ten Personen weggehen sollen, ohne dass er ihr Handeln verantworten wolle, dann kann dies nur wie folgt 
gedeutet werden:

1. dass diese Personen ihr Handeln selbst verantworten sollen, 

(was nun wirklich in keinster Weise eine strafwürdige Anstiftung sein könnte), sondern 

2. so man schon von einer eröffneten Versammlung ausgehen wollte, diese Erklärung das sofortiges 
Beenden der Versammlung i.S.v. § 9 (4) VersG.NRW darstellt, wonach das Landesrecht nicht 
mehr anzuwenden ist und die bundesrechtlich in § 19 (3) VersG.Bund abschließend aufgezählten 
Pflichten vollständig erfüllt sind.

3. Das Beenden einer Versammlung einer etwaigen Auflösung zuvorkäme nach welcher sich die Teil-
nehmer ebenfalls zu entfernen hätten (§ 23 (7) VersG.NRW). Der Angeschuldigte hätte somit le-
diglich empfhohlen, was schlimmstenfalls geboten wäre. Ob sie  nach Hause spazieren, "schlen-
dern" oder sonst wohin gehen muss und kann er freien Mitmenschen nicht vorschreiben.

• Das Beenden einer Versammlung kann jedenfalls nicht ein "wesentlich anderes Durchführen" i.S.v. § 27 (2) 
VersG.NRW einer Versammlung sein.



Einwand: Hauptverfahren offensichtlich unzulässig Az. 216 Js 177/22 - Seite 7 von 14 -  10.06.2022

• Die Anklage legt schon nicht dar, dass der Angeschuldigte das Aufrechterhalten großer Gruppen, irgend 
eine andere Formation oder ein festes Ziel benannt hätte. Dem Angeschuldigten ist klar, dass 

jeder der Grundrechts besorgte Anwesende
• über einen eigenen Kopf,
• einen eigenen Verstand,
• ein eigenes Gewissen und
• eine eigene Meinungsbildungsfähigkeit

verfügt. Ob dies bei Funktionsträgern einer Diktatur auch so ist und die vorliegend tätigen überhaupt 
noch von derartigen Selbstverständlichkeiten wissen, darf hier gelinde gesagt: doch hinterfragt werden. 
Möglicherweise weist die Anklageschrift hier nach § 160 (2) StPO unzulässige Auslassungen auf. Die 
versammelten übrigen Bürger bleiben auch nach einer Entlassung von der eigenen Versammlung  frei. 
Dieselbe Freiheit  genießt  auch der  Angeschuldigte.  Von einer  versammlungsrechtlichen Mitwirkungs-
pflicht ist er nach § 3 (3) VersG.NRW sogar explizit freigestellt. Ebenfalls erhalten blieben die Freiheit 
des Angeschuldigten, an der anderen angemeldeten Versammlung solange er selbst mochte, teilzunehmen 
sowie seine Freiheit der Meinungsäußerung aus Art. 5 (1) GG, welche überhaupt nicht vom Status einer 
eröffneten,  pausierenden, geschlossenen oder aufgelösten Versammlung oder dem Status einer Leiter-
schaft abhängt.

Durch das Wissen um die Meinungs- und Verantwortungsfähigkeit der freien Mitmenschen greift die Di-
stanzierung des Anmeldung von einer eigenen Verantwortung voll durch.

• Auch gibt es für einen Versammlungsleiter keine gesetzliche Pflicht, den die Entfernung nahegelegten Per-
sonen irgend eine Freiheitseinschränkung aufzugeben, ihnen das Erreichen ihrer Meldeadresse oder das 
Meiden irgend welcher (schon nach § 9 (4) VersG.NRW nicht mehr anwendbaren) Auflagen vorzuschrei-
ben oder sonst etwas (das könnte sogar lustig werden, wie z. B. ein zwangsweises Befolgen von Angela 
Merkels Empfehlungen zu hüpfen).

• Vor allem aber ist es vollkommen unschlüssig, wie sich aus dem Verzicht des Angeschuldigten, seinen Plan 
zu realisieren, etwas Vorwerfbares ergeben sollte:

"So räumte der Angeschuldigte ... der Polizei keinerlei Möglichkeit ein, Absprachen in Bezug auf 
sein Vorhaben und den Ablauf der Versammlung zu tätigen."

Offensichtlich erkannte hier die Anklage ein Recht der Behörde vorzuschreiben, was
• auf Grundlage von Kooperationen,
• die nicht scheitern dürfen,
• sondern ihrer gewähnten Vorstellung entsprechen müssten

im Laufe des Abends geschehen sollte durch 
• freie versammelte und in noch mehr Freiheit entlassene Bürger, 
• für deren Zusammenkommen die Behörde nicht einmal das Geringste geleistet hatte.

Ergebnis: Die Polizei- und Strafverfolgungs-Behörden stellen hier das Recht gründlich auf den Kopf!

Nicht mehr der Bürger hat Freiheitsrechte und Behörden sind Verpflichtete, sondern die Behörden wäh-
nen Rechte, die Bürger zur Mitwirkung nach ihren willkürlichen Vorstellungen zu verpflichten.

Wo der Bürger nicht einmal durch völligen Verzicht auf grundgesetzliche Rechte von Schuldvorwürfen 
frei kommen kann, wäre die Rechtsstaatliche Verfolgung Unschuldiger unwiderleglich nachgewiesen!
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 2.4 Unbeachtliche bis entlastende Verspätungsvorwürfe
Die Anklage sagt selbst, dass es vor dem Rathaus gleichzeitig zwei Versammlungen gab.

Die Anklage legt nicht dar, dass die versammelten Menschen aufgrund von Werbung des Angeschuldigten 
zusammen kamen.

Die Anklage erklärt nicht, warum der Angeschuldigte nicht einen demokratischen und öffentlichen Dis-
kurs darüber führen dürfte, ob und wie viele der Teilnehmer der anderen Versammlung (und unter wel-
chen Bedingungen) an seinem Aufzug teilnehmen wollten.

Die Anklage legt nicht dar, warum der Angeschuldigte das Aushandeln dieser Bedingungen nicht unmit-
telbar öffentlich und basisdemokratisch durchführen dürfte.

Die Anklage legt nicht dar, dass der Angeschuldigte für die erschienene Teilnehmerzahl verantwortlich 
wäre, die 'ohne seine gesetzliche Ordnungsmacht' außer Kontrolle geraten müsste.

Die Anklage legt nicht einmal dar, dass der Angeschuldigte zum Erscheinen am Rathaus eingeladen hätte.

Mit seiner Anzeige der (meist monatlich) geplanten Aufzüge sicherte der Angeschuldigte die Ordnungs-
behörden vor Überraschungen und definierte einen örtlichen wie zeitlichen Maximalrahmen - innerhalb 
dessen er von seinen Erlaubnis freien Freiheitsrechten Gebrauch machen wollte.

Ein zu spät kommen ist auch keine wesentlich andere Durchführung sondern nur eine Demonstration der 
Freiheitsausübung; sich im gegebenen Fall auch vorher um Wichtigeres zu kümmern.

Mit schon länger dauernden Übungen hätte den Polizeikräften diese Selbsterlaubnis des Zuspätkommens 
bekannt sein können, aber

der Weg, das Wesen der Freiheit zu begreifen mag vielleicht noch länger sein.

Ebenfalls lange bekannt war, dass der Bewegung umfassende Teil der Versammlungen des Angeschuldig-
ten sowohl zeitlich wie örtlich stets nur einen Bruchteil des gesteckten Maximalrahmens umfasste.

Die Dosierung der abgestellten Polizeikräfte mutete teilweise bizarr an, stand der Angeschuldigte doch 
auch schon mit einer handvoll Teilnehmern einer Polizeihundertschaft gegenüber.

Andererseits dürfte die Frequentierung der Versammlungen viel stärker von der jeweiligen politischen Si-
tuation abhängig sein, als von den - von der Anklage nicht dargelegten - Werbebemühungen des Ange-
schuldigten.

Der Angeschuldigte durfte jedenfalls regelmäßig den für ihn nur grob vorhersehbaren Zulauf zur Mahn-
wache - für welche er mit seinen Aufzügen warb - abwarten, um unter diesen eine kleine Abordnung für 
den angemeldeten Einladungsaufzug einvernehmlich auszuwählen.

Insbesondere Vertritt der Angeschuldigte die biblische These (Sach. 4, 66),

"Es soll nicht durch Heer oder Kraft,
sondern durch meinen Geist geschehen,

spricht der HERR Zebaoth."

Im Nachhinein könnte sich der Angeschuldigte jedenfalls in so weit über seine Verspätung freuen, als 
dass seine Abwesenheit die Polizeikräfte zu eigenverantwortlichem Handeln zwang, welches sie in Form 
einer Enttarnung des staatlichen Narratives verwirklichten:

6 https://www.bibleserver.com/Sach4,6   

https://www.bibleserver.com/Sach4,6
https://www.bibleserver.com/Sach4,6
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 2.5 Grundgesetzliche Problematik

Wo die Polizei meint, dass Teilnehmerzahl abhängige Auflagen einer echten Gefahrenabwehr geschuldet 
seien, die staatlich vorgegebene Coronagefahr also tatsächlich besteht  und die Auflagen geeignet sind, 
dort hätte sie die Gefahrenabwehr auch selbst betreiben müssen, weil diese Gefahr ja nicht vom Ange-
schuldigten abhängig ist.

Vorliegend tat die Polizei solches aber offensichtlich nicht und bewies damit mindestens, dass sie entwe-
der nicht an die Notwendigkeit oder aber nicht an die Geeignetheit der Auflagen glaubt.

Entsprechende Überlegungen wären auch bezüglich sämtlicher Maskenzwang auslösenden Coronaschutz-
verordnungen zu treffen!

Dass sie ihren Glauben aber in dem Moment konvertiert, in dem der Angeschuldigte erscheint, stellt vor-
liegend die Treue zum Amtseid der anwesenden Beamten in Frage!

§ 36 (2) S. 1 BeamtStG lautet:

"Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen haben Beamtinnen und Beamte 
unverzüglich auf dem Dienstweg geltend zu machen."

Es mag der menschlichen Gefälligkeit geschuldet sein, dass es den Beamten erst einmal recht erscheint,  
freie Bürger zum Schutz des gesundheitlichen Teils der Menschenwürde einspannen zu können.

Vom Grundgesetz gedeckt ist ein solcher Zwang aber nicht, denn nach Art. 20 (2) GG wird 

"alle Staatsgewalt ... durch besondere Organe … ausgeübt",

also nicht vom Volk selbst, dass nur den Ausgangspunkt dieser Gewalt durch Wahl und Abstimmung be-
einflussen kann und auch nicht von Bürgern, welche nur Bestandteil des Volkes sind und nicht ein beson-
deres Organ.

Nicht Bestandteil der Anklage ist der im Hintergrund spürbare Versuch, den angeschuldigten Maskengeg-
ner zur Ausübung von Staatsgewalt grundgesetzwidrig zu instrumentalisieren.
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3 Zu den Tatvorwürfen a) bis c) -  nach dem Strafgesetzbuch 
• Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (§ 113 StGB),
• Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte (§ 114 StGB), 
• Körperverletzung (§ 223 StGB)

 3.1 Keine legitime Diensthandlung dargelegt oder erkennbar 

Vorausgehend wurde schon die Berechtigung der Landesverordnungen in Frage gestellt. Ebenso steht die 
Berechtigung der darauf basierenden Auflagen in Frage. Warum aber der Angeschuldigte Widerstand ge-
gen eine nicht einmal benannte Diensthandlung geleistet haben soll, erschließt sich in keiner erdenklichen 
Weise. Eine Diensthandlung zur

"unmittelbaren Gefahrenabwendung"

bei welcher die Polizei hatte auf die z. B. technischen oder rhetorischen Mittel des Angeschuldigten hätte 
angewiesen sein können, konnte es nicht geben, weil der Angeschuldigte hierzu keinen Vertrag eingen-
gangen war.

Mangels der Darlegung der beabsichtigten Diensthandlung kann sich der Angeschuldigte nicht verteidi-
gen. Er weis beim besten Willen nicht, wogegen er Widerstand geleistet haben soll.

Es hätte ihm aber nicht nur in der Anklage, sondern auch schon am 10.01.2022 bekannt gegeben werden 
müssen. § 13 (4) S. 2 VersG.NRW lautet:

"Die Bekanntgabe einer nach Versammlungsbeginn erfolgenden beschränkenden Verfügung oder 
einer Auflösung muss unter Angabe des Grundes der Maßnahme erfolgen."

Es wird vorsorglich bestritten, dass es dem Polizisten unmöglich war, diese Rechtspflicht mit den ihm zur 
Verfügung stehenden Mitteln - welch bis zur Inanspruchnahme kollegialer Kräfte reichen - hätte umsetzen 
können.

Das Wort "Diensthandlung" verkommt somit zu strafschärfenden Worthülse, welche ausschließlich den 
obrigkeitshörigen Untertan zum Zweck haben kann und außerdem und illegitim das Polizeirecht über das 
Versammlungsrecht stellt.

Es wird somit bestritten, dass überhaupt eine Diensthandlung vorlag, wodurch auch das für die Strafnor-
men §§ 113, 114 StGB notwendige Schutzziel - Widerstands und Angriffs freie Diensthandlungen - nicht 
gegeben sein kann.

Wenn die Diensthandlung erst zum Zeitpunkt des Erscheinens des Angeschuldigten erforderlich gewor-
den wäre, dann hätte ja eine unmittelbare Gefahr vom Angeschuldigten ausgehen müssen.

Auch dieses ist in keiner Weise dargelegt.

Ebenso wenig ist dargelegt, warum die Polizeibehörde eine solche Diensthandlung nicht mit ihren eige-
nen Mitteln hatte durchsetzen können. Behinderte etwa der Angeschuldigte den Polizisten auf dem Weg 
zu seinem eigenen Megafon? - Erst dann hätte solches ein Widerstand sein können.

Aber nein - als erstes muss die Wortgewalt des Angeschuldigten unschädlich gemacht werden und im 
Nachgang muss diesem ein Verfahren an den Hals gehangen werden! 

Dieses Vorgehen ist aber weder legitim noch geeignet!

Abstand wäre zur Gefahrenabwendung geeignet gewesen. Abstand als geeignetes Mittel der Gefahren-
abwehr zu begreifen, ist schon jedes Fluchttier in der Lage. Abstand hilft gegen alles, gegen Schalldruck-
trauma ebenso wie gegen Tsunamis, Meteoriteneinschläge oder Atomunglücke.

Der Polizei sind ihre Mittel der Gefahrenabwehr von Gesetzes wegen in § 13 VersG.NRW erklärt. Sie 
darf ggf. auflösen, was auch wiederum den abhelfenden Abstand erzeugt.

Der Angeschuldigte schickte schon die Mehrheit der Anwesenden weg, handelte also schon selbst im Sin-
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ne der Abwehr einer etwaig vorliegenden - nach diesseitiger Auffassung: ja nur vorgeblichen - Gefahr.

Der Polizist hätte Abstand halten können und den Angeschuldigten mit Abstand ausreden lassen können.

Es ist jedenfalls nicht einmal dargelegt, in wie weit der Inhalt der offensichtlich missliebigen Rede des 
Angeschuldigten eine zu diesem Zeitpunkt noch bestehende abzuwendende Gefahr beinhaltet hätte.

 3.2 Keine Körperverletzung bewiesen
Verbliebe noch die allgemeine Körperverletzung nach § 223 StGB mit Strafmaß 0-5 Jahren oder Geld-
strafe.

Hier ist zunächst geltend zu machen, dass schon die Anklage aussagt, der Angeschuldigte wurde "mit zu-
nehmender Zeit" immer wieder verbal aggressiv.

Es kann sich somit keinesfalls um einen Überraschungsangriff gehandelt haben.

Weiter sind die Behauptungen der Anklage auch bezüglich wiederholter Handlung vollends unglaubwür-
dig. Es heißt:

"Des Weiteren erhob er sein Megaphon in Richtung des Zeugen PHK Xxxxxxxxx und schrie die-
sen lautstark  aus  einer  geringen Entfernung von ca.  30-60 cm an,  was zu  einem Pfeifen und 
Schmerzen im linken Ohr des Beamten führte. Dieser Vorgang wiederholte sich mehrfach, so dass 
das Megaphon mittels einfacher körperlicher Gewalt nach unten in Richtung Boden gedrückt wur-
de."

Hätte der Angeschuldigte tatsächlich einen Angriff begangen und diesen auch noch fortgesetzt - gleich ob 
gegen im Dienst handelnde oder nicht im Dienst handelnde Menschen - dann wäre

die geschilderte Polizeireaktion 
bei weitem zu zaghaft ausgefallen.

Es hätte das Megafon beschlagnahmt, der Angeschuldigte in Gewahrsam genommen werden und der Ge-
sundheitliche Schaden ärztlich diagnostiziert werden müssen.

Dem Angeschuldigten wurde nicht einmal ein Platzverweis erteilt.

Hätte sich der Angeschuldigte, der sich unermüdlich für den Erhalt des Rechts einsetzt, öffentlich zum 
vorsätzlichen Wiederholungsstraftäter gemacht, so hätte er seinen Ruf als rechtsbesorgter Bürger selbst 
schwer ruiniert.

Schließlich erscheint die unter c)  explizite Erwähnung der "vorsätzlichen körperlichen Misshandlung" 
vollkommen unglaubwürdig:

Ein angemessen lauter Einsatz des Megafons wäre zum Erreichen der Aufmerksamkeit der laut Anklage 
verbliebenen ca. 20 Personen geeignet und auch zulässig gewesen.

Die vielfach übertriebene und rechtlich nicht schlüssige Anklage hingegen ist ja bereits auf die Frage re-
duziert, ob sich der Angeschuldigte durch eine für den Polizisten unvorhersehbare Lautstärke schuldig 
machte, oder ob nicht vielmehr

der Polizist meinte, 
• eine unliebsame Rede nicht nur unterbinden zu dürfen, sondern auch 
• unterbinden zu müssen und dafür auch noch 
• einen vorhersehbaren gesundheitlichen Schaden in Kauf nehmen zu müssen oder aber
• einen solchen einfach vorgeben zu können.

Die Ankageschrift macht geltend, dass der (vorgebliche) Gesundheitsschaden aus einer Kombination von 
Nähe und Lautstärke resultiere.

Die Anklageschrift legt aber bereits selbst nahe, dass der Angeschuldigte seine Verlautbarungen in einer 
für den Polizisten vorhersehbaren Lautstärke tätigte.
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Weiter dürfte unstreitig sein, dass der Polizist den zweiten Faktor (den Abstand) selbst in der Hand hatte.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Polizist, der als Störer empfunden werden kann, selbst 
derjenige war, der die legitime Rede des Angeschuldigten durch Herunterdrücken des Megafones behin-
derte und sein illegitimes Ziel mithilfe einer für den Angeschuldigten überraschenden Annäherung durch-
zusetzen suchte.

Jedenfalls behauptet die Anklage nicht, dass der Polizist die gesundheitsschädliche Nähe zur vorhersehbar 
lauten Tonquelle meiden wollte, aber der Angeschuldigte im Wege seines vorsätzlichen Angriffs diesen 
verfolgte und so die Nähe immer wieder herstellte. Verfolgungsjagd einmal anders herum?

Glaubwürdig muss erscheinen, dass der Polizist 

die eigene Nähe zur bekannt lauten Tonquelle 
zur Durchsetzung nicht benannter Ziele

billigend in Kauf nahm.

Weiter kann nicht ausgeschlossen werden, dass der von schreiender Rechtsunkenntnis strotzende Polizist 
eine möglicherweise ihm geltende missliebige Belehrung nicht hätte in Ruhe über sich ergehen lassen 
können. 

Wie Eingangs mithilfe des § 24 (3) VwVfG.NRG dargelegt, hatte der Angeschuldigte jedenfalls ausreden 
dürfen und der sich selbstverletzende Polizist also hatte abwarten und zuhören müssen.

 3.3 Analogie zum Richterprivileg
Richter genießen bezüglich Rechtsbeugungsvorwürfen ein - diesseits anerkanntes - Richterprivileg.

Wegen des Mindeststrafmaßes von einem Jahr Haft und dem damit verbundenen Ende der richterlichen 
Tätigkeit  ist  anerkannt,  dass  die  Strafverfolgung aller  geringeren  richterlichen Vergehen unterbleiben 
muss. Vorwürfe unzufriedener Streitparteien währen zahllos. Weil aber Richter auch nur Menschen sind, 
sind auch sie nicht völlig fehlerfrei. Mit einer Bejahung der nach dem Mindeststrafmaß ja schlimmen 
Rechtsbeugung auch bei geringwertigen Vergehen 

hätten wir folglich schon längst keine Richter mehr!

Die Anschuldigungen der vorliegenden Anklage wiegen nicht ganz so, aber dennoch relativ schwer, denn 
sie sind mit einem Mindestmaß von 3 Monaten strafbewährt.

Wenn eine möglicher Weise festzustellende geringe Schuld einer vorübergehend nicht ganz angemesse-
nen Lautstärke auf dem Wege der maßlosen Übertreibung eines ausschließlich subjektiven Empfindens 
bis zu einem

vorsätzlichen tätlichen Angriff auf Vollstreckungsbeamte

herauf stilisiert werden darf, dann hätten wir

in kürzester Zeit keine zivilcouragierten Bürgerrechtler mehr!

Die ärztliche Objektivierung der vorgeblichen Gesundheitsschädigung wäre schon zum Schutz von Versi-
cherungs-  und Schadenersatzansprüchen des  Polizisten geboten gewesen.  Sie  wurde aber  unterlassen, 
ohne dass der Angeschuldigte darauf hatte Einfluss nehmen können. Damit wurde dem Angeschuldigten 
auch seine Verteidigung vereitelt!

Im Ergebnis basier der Schuldvorwurf somit auf der Darstellung eines angeblichen und subjektiven Emp-
findens eines einzigen Menschen und den ohnehin unglaublichen Übertreibungen der Anklageschrift.

Es ist bekannt, dass sich Zeugen gerne untereinander absprechen, insbesondere wenn sie Kollegen sind.

Zeugenabsprachen können, "Schwalben" hingegen müssen aber als sehr verwerflich angesehen werden!

Eine erfolgreiche Unrechtspraxis dürfte aber auch unter Polizeikollegen keinesfalls Schule machen!

Ebenso wenig darf Schule machen, dass man Ermittlungs- und eigene Schutzpflichten einfach auslassen 
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dürfte, wenn eine Genugtuung über ein inszeniertes Strafverfahren - also auf dem Wege der Rache - er-
reichbar erscheint.

 3.4 In dubio pro reo
Dieser Grundsatz dient dem zum Schutz der Menschenwürde und ist streng anzuwenden. Der Rechtsstaat 
darf - mit all seinen ihm verliehenen (!) Befugnissen - den Bürger nicht der Strafverfolgung unterwerfen, 
wenn er es selbst schon besser weiß. Die Anklage weist viele verleumderische Züge auf, denn schon sie 
zeugt gegen sich selbst.

Der Angeschuldigte bietet als Mitmensch und Christ dem Anzeigenerstatter die Vergebung für seine an-
satzweise ja verständliche, evtl. reflexartige Reaktion an. Die Versöhnung war aber nicht möglich, weil 
sich der Angeschuldigte um den Namen des Polizisten ohne Erfolg bemühte.

Die Fortführung des Verfahrens würde auch den Polizisten erneut brüskieren und er müsste sein hoch 
zweifelhaftes Vorgehen sitzungsöffentlich rechtfertigen.

Schon daran kann niemandem gelegen sein.

Soweit - unabhängig von Schuldfragen - der Polizist tatsächlich vom Angeschuldigten verletzt worden 
sein sollte, tut dieses dem Angeschuldigten in der Tat sehr leid und er freut sich natürlich, dass daraus 
(wenigstens) kein bleibender Schaden erwuchs.

Die Frage, wie man schnell und sicher verstanden wird und wo man Akzente setzen sollte, stellt sich dem 
Redner bei jedem einzelnen Wort und insbesondere gegenüber denen, die ein (noch) abweichendes Ver-
ständnis mitbringen. Sicherlich war von mehreren Seiten nicht alles ideal. Der Angeschuldigte überdenkt 
jedenfalls auch sein eigenes Verhalten und räumt gerne die Möglichkeit einer bedauernswerten, nicht vor-
sätzlichen Körperverletzung ein, jedoch ohne Anerkennung einer Schuld.

Eine etwaige Strafe könnte den Angeschuldigten jedenfalls nicht zu einer höheren Achtung gesundheitli-
cher Werte seiner Mitmenschen bewegen, da Mitmenschen für ihn ohnehin schon die allerhöchste Wert-
schätzung genießen. Die Bibel sagt, "… achte einer den anderen höher, als sich selbst, … (Phil 2, 3)7" 
Eine Bestrafung  würde aber bezüglich der rechtsstaatlichen Fairness zu denken geben, z. B. bezüglich 
der Gleichheit aller vor dem Gesetz.

Auch hieran kann einem gerechten Richter kaum gelegen sein.

 3.5 Gesamtergebnis
Die Anklage ist von derartiger Widersprüchlichkeit und Rechtsunkenntnis geprägt, dass ihre grundsätzli-
che Legitimität kaum mehr erkennbar ist.

Der Beweis von Widerstand, Angriff und auch der schuldhaften Körperverletzung durch den Angeschul-
digten ist nicht erbracht.

Weder wurde die tatsächlich angewandte Lautstärke messtechnisch erfasst, noch ist glaubhaft dargelegt. 
dass  der  Angeschuldigte  die  Abstands-Lautstärken-Kombination  allein verantwortete,  noch wurde der 
vorgebliche Gesundheitsschaden ärztlich objektiviert.

Es müsste ausgeurteilt werden, dass Polizeikräfte niemals Störer sein können und man ihnen niemals wi-
dersprechen darf, wenn man nicht den dann genzenlos möglichen willkürlichen Übertreibungen etwaiger 
mit Dauerfreibrief ausgestatteten Amtsträger zum Opfer fallen wollte.

Das Vertrauen in den Rechtsstaat steht auf dem Spiel, wenn Amtsträgern eine systematisch höhere Glaub-
würdigkeit beigemessen wird. Doch auch der Niedergang des Rechtsstaates selbst wäre vorhersehbar.

Schlussendlich verbleibt allein die Frage einer mehr oder weniger lang und stark ausgeprägten Unange-
messenheit, der grundsätzlich jedenfalls nicht völlig verbotenen Reaktion des Angeschuldigten auf das 
doch vielfach zweifelhafte Verhalten von Polizei und Anklage.

Nach alle diesem ist das Strafverfahren nach § 153 StPO o. ä. einzustellen.

7https://www.bibleserver.com/Phil2,3   

https://www.bibleserver.com/Phil2,3
https://www.bibleserver.com/Phil2,3
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4 Hilfsanträge für den Fall der Eröffnung des Hauptverfahrens
Zur Wahrung der Frist wird schon jetzt angezeigt, 

 4.1 dass sich der Angeschuldigte verteidigen will

 4.2 und um vollständige (ungeschnittene) Akteneinsicht gebeten,
wobei ein faires Verfahren mit Wahrung der Waffengleichheit beansprucht wird, bei dem der Angeschul-
digte seine Verteidigung in Ruhe vorbereiten kann und vor allem die nach § 160 (2) StPO gesetzwidrigen 
bisherigen Auslassungen der Anklage heilen kann, also insbesondere "… auch die zur Entlastung dienen-
den Umstände" ermittelt werden.

Hierzu ist es u. a. auch erforderlich, dass der Angeschuldigte bezüglich zugelassener Videos über das un-
geschnittene Quellmaterial verfügt und die entlastenden Umstände in eigener Regie und Technik heraus-
schneiden kann. Mit dieser Begründung wird die Zusendung eines USB-Sticks angeregt.

 4.3 Es wird erinnert, dass eine Maskenpflicht im Gericht nicht auf Grundlage eines Haus-
rechts erfolgen dürfte,
wie es das VG-Sigmaringen 8 K 1034/228 unlängst festgestellt hat.

 4.4 Gerügt wird, dass die Darstellung der Anklage unzutreffend ist, der Angeschuldigte 
hätte sich zur Sache eingelassen.
Richtig ist, dass der Angeschuldigte im Vorfeld und auch hier zu etwaigen Sachverhalten unter Gebrauch 
des Konjunktivs formulierte, um zunächst über die Rechtslage aufklären zu können. Hierauf hat er schon 
nach  BverfGE86/1339 einen Anspruch, der vorliegend sogar außerordentlich notwendig erscheint. Au-
ßerdem bräuchte sich der Angeschuldigte auch nicht zum Sachverhalt einlassen, weil die in Bezug ge-
nommenen Aussagen und Widersprüche der Anklageschrift selbst ihn bereits genügend verteidigen.

Der Angeschuldigte stellte etwaige Versäumnisse im Gebrauch des Konjunktivs stets noch im selben Ge-
spräch durch ggf. von der Anklage unzulässig fortgelassene Distanzierungserklärungen klar.

Mit freundlichen Grüßen

____________________________

Joachim Baum

8 https://leak6.de/biblio/VG-Sigmaringen%208_K_1034-2022%20keine_Maskenpflicht_ueber_Hausrecht_im_Gericht.pdf   
9 https://leak6.de/biblio/BVerfGE%20086-133%20Rechtliches_Gehoer_auch_zur_Rechtslage.pdf   

https://leak6.de/biblio/BVerfGE%20086-133%20Rechtliches_Gehoer_auch_zur_Rechtslage.pdf
https://leak6.de/biblio/BVerfGE%20086-133%20Rechtliches_Gehoer_auch_zur_Rechtslage.pdf
https://leak6.de/biblio/VG-Sigmaringen%208_K_1034-2022%20keine_Maskenpflicht_ueber_Hausrecht_im_Gericht.pdf
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Joachim Baum
Windelsbleicher Str. 10
33647 Bielefeld
Tel. 0521-4329910 + 01575-0744329
Fax: 0521-4329911

Joachim Baum Windelsbleicher Str. 10, 33647 Bielefeld
Polizeipräsidium Bielefeld
Kurt-Schumacher-Str. 46

33615 Bielefeld

per Fax (0521-545-3377) und Email (poststelle.bielefeld@polizei.nrw.de)

Antwortadresse zur Presseanfrage vom 03.01.2022 + Anmeldehinweis Januaraufzüge

Bielefeld, den 04.01.2022
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 I. Hiermit reiche ich Ihnen die Antwortadresse zur hier1 verlinkten, gestern getätigten Presseanfrage nach, welche
lautet:

„Was ist der Anlass für diese Einkesselung [vom 03.01.2022 Bielefeld, Niederwall 23].“

 II. Ich weise darauf hin, dass ich der von mir angemeldete Aufzug zum Zeitpunkt der Presseanfrage gemäß § 8
Satz 3 VersG2 unterbrochen war und ich hätte bestimmen dürfen, mit welchen 10 theoretisch freien, aber de Facto
polizeilich eingekesselten Bürgern ich meinen, nicht genehmigungsbedürftigen Aufzug gemäß ebenda, Satz 4
hätte fortsetzen dürfen. Der für die Einkesselung verantwortliche Einsatzleiter möge sich mir gegenüber gemäß
3.2 Ministerialblatt 24/20033 zu erkennen geben!

 III. Es wurde mir somit nicht nur § 4 (1) LpresseG.NRW4 zuwider die Antwort der Presseanfrage verwehrt, son-
dern auch gegen §3 (4) LVersG.NRW5 verstoßen!

 IV. Dieses Gesetz wiederum, lt. Inenministerium am 15.12.2021 verabschiedet6 und vom Ministerium hochgelobt
als „präzise, zeitgemäß und nachvollziehbar“7, ist aber kaum irgendwo zu finden. Wo ist denn die Nachvollzieh-
barkeit, wenn ein verabschiedetes Gesetz nicht verkündet wird8?

 V. Die Anmeldebestätigung vom 27.12.2021 meiner Aufzugsanmeldung vom 25.12.2021 gibt meine Anmeldung
falsch wieder. Angemeldet und beabsichtigt war ein Aufzug „auch in der Rathausstr.“, beauflagt ein dorthin ge-
hender Aufzug jedoch nicht. Gemäß § 8 Satz 1 bestimmt der Anmelder den Ablauf der Versammlung und nicht
die Polizei. Die fehl gehende Anmeldebestätigung liegt neben der angemeldeten Sache; betrifft also nicht den tat -
sächlich angemeldeten, erlaubnisfreien Aufzug. Selbst wenn sie der Anmeldung zuzurechnen wäre, wäre der Be-
stätigung nicht zu entnehmen, warum 10 Personen keinen Aufzug in der Rathausstr. durchführen dürften - derarti -
ge Gründe konnten auch im Kooperationsgespräch nicht in Erfahrung gebracht werden. Ein etwaig dahin gehen-
der Auflagen-Charakter wird daher als unbeachtlich, weil unbegründet, zu besorgen: willkürlich zurückgewiesen.

Mit freundlichen Grüßen
Joachim Baum

1 https://youtu.be/kGLf2kRPTSk?t=67 
2 https://dejure.org/gesetze/VersG/8.html 
3 https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?print=1&anw_nr=7&val=&ver=0&vd_id=6851&keyword=Polizei-Dienstausweise 
4 https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=4493&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=492343 
5 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-15915.pdf 
6 https://www.im.nrw/themen/polizei/versammlungsgesetz-fuer-nrw/chronologie 
7 https://www.im.nrw/versammlungsgesetz-fuer-nrw 
8 Auch hier nicht zu finden: https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_liste?ver=2&val=&sg=0&anw_nr=6&menu=1&jahr=2022 
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info@stiftung-richtertest.de 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 
Anlagen: 

info@stiftung-richtertest.de 
07. 01202217:15 
'F Bielefeld Versammlungen' 

Neuanmeldung 
2022- 01 -07 Baum-Anmeldung_Aufzuege_Bielefeld_fuer _2022 -01-10+ 17 + 24 

+31.pdf 

Sehr geehrte_ sehr geehrte Damen und Herren, 

ich muss Sie leider darauf hinweisen, dass Ihre Bestätigung von meiner Anmeldung vom 25.12.2021 unbegründet 
abweicht. 
Daher ziehe ich die missverstandene Anmeldung zurück und bitte um sorgfältige Beachtung der hier anliegenden. 

Mit freundlichen Grüßen 
Joachim Baum 

Leak6 - Ordnung durch Transparenz­

Joachim Baum 

W indelsbleicher 5tr. 10 
D-33647 Bielefeld 

Tel. 0521-432 9910 + 0174-8119022 + 01575-0744329 
Fax: 0521-432 99 11 
www.leak6.de 
www.leak6.wordpress .com 

https:/Ien .gravatar.com/leak6 
www.schwarzerpunkt.wordpress .com 
www.stiftung-richterte st.de (gegründet im Jahre 86 nach 1933) 
https:/Iwww.youtube.com/cha n nel/U C -J KcAx99Z0v Rza R3QecF Bg 
htt ps :/Iwww.facebook .com/joac h im. ba um. 944 
https:/It .me/Leak6 de 
https:/It.me/FWK 132 (Freiheit swerkstatt Wahlkreis 132) 

Skype: Iive:jockel_32 

von :_[mailto~polizei.nrw .del lm Auftrag von F Bielefeld Versammlungen 

Gesendet: 07. 01202215:34 
An: info@stiftung-richtertest.de 

Betreff: Anmeldebestätigung 

Sehr geehrter Herr Baum, 
anliegend übersende ich die Anmeldebestätigung für Ihre Kundgebung am 10.01 .2022. 
Bitte bestätigen Sie den Erhalt mit einer kurzen Nachricht. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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